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Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des Landeswassergesetzes NRW, der Landesbauordnung und des Landesabfallgesetzes (Artikelgesetz) – Landtags-Drucksache 14/4835;

Ihr Schreiben vom 17.9.2007 – Az.: I.1 -  
Sehr geehrte Frau Präsidentin,
wir bedanken uns für die Gelegenheit zu dem Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können und schlagen zu dem Gesetzentwurf folgende Änderungen vor:

I. Zu Artikel 1 (Änderung des Landeswassergesetzes)

1. Zu § 1 Abs. 2 (sachlicher Geltungsbereich)

Die in § 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfes zur Änderung des Landeswassergesetzes vorgesehene Regelung, dass Entwässerungsgräben von den Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und den Bestimmungen des Landeswassergesetzes ausgenommen werden, wenn sie nicht der Vorflut der Grundstücke anderer Eigentümer dienen, bedarf ergänzend der Klarstellung in § 3 LWG NRW, dass Straßenseitengräben, die der Niederschlagswasserableitung dienen, ebenso wie sonstige Anlagen zur Ableitung von Abwasser und gesammelten Niederschlagswasser keine Gewässer sind.

Wir verweisen insoweit auf die Begründung zu Ziffer 2 (§ 3 LWG NRW) dieser Stellungnahme.

2. Zu § 3 (Einteilung der Gewässer, Begriffsbestimmungen)

Die Neueinteilung der zurzeit bestehenden Gewässer 1. Ordnung und Gewässer 2. Ordnung in zukünftig Gewässer 1. Ordnung, Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer keine Zustimmung, weil in den Gesprächen zur Verwaltungsstrukturreform mit dem Umweltministerium NRW eine Heraufsetzung der Kilometer-Länge auf 80 km als Kriterium für die Zugehörigkeit in die neue Gewässerordnung (Gewässer 2. Ordnung) vereinbart worden ist Diese Systematik wird nicht durchgehalten, weil die Berkel und die Ijssel nicht den sonstigen Gewässern zugeordnet worden sind.
Außerdem schlagen wir vor § 3 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW künftig wie folgt abzufassen:

„Anlagen zur Ableitung von Abwasser und gesammelten Niederschlagswasser sowie Straßenseitengräben sind nicht Gewässer“.
Begründung:

Es wird auf die Ausführungen zu Ziffer 1 dieser Stellungnahme verwiesen.

Diese Klarstellung ist erforderlich, weil die heutige Regelung des § 1 Abs. 2 LWG NRW (GV NRW 2005, S. 463ff.) dazu geführt hat, dass Straßenseitengräben in der Praxis regelmäßig zum Gewässer bestimmt wurden, weil Niederschlagswasser oder sonstiges Wasser regelmäßig gerade in Berg- und Talregionen von privaten Grundstückseigentümern in die Straßenseitengräben eingeleitet wird oder gelangt. Die jetzt in § 1 Abs. 2 des  Entwurfes vorgesehene Regelung löst dieses Problem ebenfalls nicht, weil sie eine Ausnahmeregelung ist, die in der Praxis wiederum kaum einschlägig sein wird, weil ein Straßenseitengraben grundsätzlich immer der Vorflut der Grundstücke anderer Eigentümer dient, weil Niederschlagswasser oder auch Drainagewasser von landwirtschaftlich genutzten Grundstücken in den Straßenseitengraben läuft, ohne dass die Gemeinde dieses zugelassen hat oder darüber in Kenntnis gesetzt worden ist. 

Es ist deshalb unverzichtbar in § 3 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW unmissverständlich klar zustellen, dass Straßenseitengräben ausnahmslos und generell keine Gewässer sind. Wasserwirtschaftlich ist eine solche gesetzliche Regelung keinen Bedenken ausgesetzt, weil regelmäßig ein Straßenseitengraben in ein Gewässer mündet und die Einleitung des Wassers aus einem Straßenseitengraben in ein Gewässer erlaubnispflichtig ist. Damit ist dem wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz in vollem Umfang Rechung getragen, weil ein Straßenseitengraben - auch wenn er kein Gewässer ist - in vollem Umfang im wasserwirtschaftlichen Regelungsregime der zuständigen Wasserbehörden verbleibt. 

Im Übrigen hat die Praxis gezeigt, dass mit der heutigen Gesetzesregelung auch das paradoxe Ergebnis erzeugt wird, dass z.B. Straßenseitengräben von Straßenbaulastträgern, die neben dem Niederschlagswasser von der Straße auch Niederschlagswasser von anderen Grundstücken oder Drainagewasser von landwirtschaftlich genutzten Grundstücken aufnehmen, zum Gewässer bestimmt werden mit der Folge, dass nicht der Straßenbaulastträger, sondern die Gemeinde nunmehr für den Straßenseitengräben als Gewässer zuständig sein soll. Ein solcher Wechsel in der Verantwortlichkeit ist nicht hinnehmbar und muss durch eine klare gesetzliche Regelung endgültig ausgeschlossen werden.    

3. Zu § 44 (Zulassung von Erdwärmepumpen im vereinfachten Verfahren)

Es ist ein neuer Gebührentatbestand zur Abgeltung des entstehenden Verwaltungsaufwandes zu schaffen.
4. Zu § 47 (Wasserentnahmen zur öffentlichen Trinkwasserversorgung)

Es ist fraglich, ob er in § 47 Abs. 1 Satz 2 geregelte Tatbestand gesetzlich verankert werden muss, denn ein öffentlicher Trinkwasserversorger wird bei Feststellung von  problematischen Inhaltstoffen und Eigenschaften des entnommenen Wassers (Rohwassers) schon aus eigenem Interesse dafür Sorge tragen, dass unverzüglich eine ordnungsgemäße Beschaffenheit des Trinkwassers wieder hergestellt und auf Dauer sichergestellt ist.
5. Zu § 47 a (Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung)

Es wird begrüßt, dass § 47 a Abs. 2 aufgehoben wird.

6. Zu § 50 a (Wasserversorgungsbericht)

Es wird begrüßt, dass das Wasserversorgungskonzept entfällt und durch einen Wasserversorgungsbericht (§ 50 a Abs. 1 Satz 2) ersetzt wird sowie § 50 a Abs. 4 ersatzlos aufgehoben wird.

7. Zu § 53 Abs. 1 (Pflicht zur Abwasserbeseitigung)

Mit der Aufhebung des § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Landeswassergesetz NRW wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Kleinkläranlagen seit jeher von der unteren Wasserbehörde überwacht werden und auch erforderlichenfalls Sanierungsverfügungen von der unteren Wasserbehörde erlassen werden. Schon vor diesem Hintergrund machte es in der Vergangenheit keinen Sinn, den abwasserbeseitigungspflichtigen Städten und Gemeinden zusätzlich die Pflicht aufzuerlegen, Kleinkläranlagen zu überwachen, zumal diese Sanierungsverfügungen ohnehin nicht erlassen konnten.
Nach § 53 Abs. 1 a Satz 6 (neu) kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit der Umsetzung der im Abwasserbeseitigungskonzept dargestellten Maßnahmen in dem dafür von der Gemeinde vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufgaben nach § 53 LWG ordnungsgemäß erfüllt werden, wenn das Abwasserbeseitigungskonzept nicht innerhalb einer Frist von 6 Monaten beanstandet wird.

Die hier getroffene Frist ist zu lang und muss auf 3 Monate verkürzt werden, weil anderenfalls unnötige zeitliche Verzögerungen auftreten können, da Tiefbauarbeiten grundsätzlich durch öffentliche Ausschreibung vergeben werden müssen. Außerdem muss im Gesetz klargestellt werden, wann die Frist zu laufen beginnt, damit die Gemeinde einen Nachweis darüber hat, dass ihr Abwasserbeseitigungskonzept nach Ablauf einer Frist von 3 Monaten unbeanstandet ist. Dieses ist insbesondere für die Beantragung von Förderungsmaßnahmen nach dem „Investitionsprogramm Abwasser“ wichtig, weil hier unter anderem ein gültiges und nicht beanstandetes Abwasserbeseitigungskonzept in einigen Förderungsbereichen Voraussetzung für eine Förderung ist.  Deshalb  schlagen wir vor, § 53 Abs. 1 a Satz 6 wie folgt zu formulieren:

„Wird das Abwasserbeseitigungskonzept innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach der schriftlichen Eingangsbestätigung durch die zuständige Behörde nicht beanstandet, kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit der Umsetzung der dargestellten Maßnahmen in dem von dafür von der Gemeinde    

vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufgaben nach § 53 LWG ordnungsgemäß erfüllt werden.“
Die Änderung in § 53 Abs. 3a Satz 5 ist ein Verweisfehler, der der Korrektur bedurfte. 

8. Zu § 53 c (Umlage von Kosten der Abwasserbeseitigung)

Es wird begrüßt, dass § 53 c Satz 2 LWG NRW eine Erweiterung dahingehend erfährt, dass zu den ansatzfähigen Kosten im Rahmen der Kalkulation und Erhebung der Abwassergebühren nicht nur die Kosten für die Beratung der Anschlussnehmer im Zusammenhang mit dem Anschluss ihres Grundstückes an die öffentliche Abwasseranlage gehören, sondern auch die Kosten zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser (sog. Fremdwasser) über öffentliche Abwasser- oder Fremdwasseranlagen (§ 53 c Satz 2 Nr. 2 LWG NRW – neu - ) sowie die Aufwendungen zur Verbesserung der Vorflut für die Zwecke der getrennten Niederschlagswasser- und Fremdwasserbeseitigung (§ 53 c Satz 2 Nr. 3 LWG NRG – neu - ). 

Es ist erforderlich, dass diejenigen Grundstückseigentümer, die Fremdwasser in einen Regenwasserkanal oder in einen eigenständigen Fremdwasserkanal einleiten, für diese Einleitung auch zu Benutzungsgebühren herangezogen werden können. 

Es wird begrüßt, dass künftig auch Aufwendungen zur Verbesserung der Vorflut, d. h. zum Ausbau eines Gewässers, für die Zwecke der getrennten Niederschlagswasser- und Fremdwasserbeseitigung zu den ansatzfähigen Kosten im Rahmen der Abwassergebühr gehören, so dass das Fremdwasserproblem auch unter diesem Gesichtspunkt einer sachgerechten Lösung zugeführt werden kann. Dieses gilt insbesondere in den Fällen, in denen Städte und Gemeinden auf nahezu allen Grundstücken Fremdwasserprobleme zu verzeichnen haben. 

Gleichwohl darf in diesem Zusammenhang nicht unberücksichtigt bleiben, dass eine vollständige Herausnahme des Fremdwassers aus der öffentlichen Abwasseranlage gerade in Berg- und Talregionen technisch und unter Kostengesichtspunkten nicht zu erreichen ist. 
9. Zu § 55 (Ausgleichanspruch bei abwassertechnischen Maßnahmen)
Wir halten es für unerlässlich, dass der pauschale Ausgleichsanspruch in § 55 LWG NRW vollzugstauglich umgestaltet wird. In der Verwaltungspraxis hat sich gezeigt, dass § 55 LWG NRW, der unter anderem eine pauschale Ausgleichszahlung des Wasserversorgers gegenüber dem Träger der Abwasserbeseitigung festsetzt, vielfach ins Leere läuft. § 55 LWG NRW sollte deshalb wie folgt geändert werden:

„Sind zu Gunsten eines Unternehmens der Wasserversorgung, der Wasserkraftnutzung oder vergleichbarer Unternehmen sowie im Hinblick auf den Betrieb von Talsperren Maßnahmen der Abwasserbeseitigung durchzuführen, hat der Betreiber des Unternehmens bzw. der Betreiber der Talsperre der abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinde eine pauschale Ausgleichszahlung in Höhe von mindestens 25 % der Baukosten für die abwassertechnische Maßnahme sowie der laufenden Betriebskosten der abwassertechnischen Bauwerke zu ersetzen. Eine höhere Ausgleichszahlung setzt einen entsprechenden, gesonderten Nachweis der Gemeinde voraus“

Die vorstehende Abfassung des § 55 LWG NRW berücksichtigt insbesondere, dass die verwaltungsrechtliche Rechtsprechung einen Ausgleichsanspruch nach § 55 LWG NRW durchgängig mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass reguläre Kanalbaukosten keine besonderen Maßnahmen der Abwasserbeseitigung beinhalten und daher ein Ausgleichsanspruch nicht besteht. Dieses ist für die betroffene Gemeinde Steine statt Brot und berücksichtigt etwa im Bereich der Trinkwasserversorgung oder bei Talsperren nicht, dass ein Grundstück nicht durch den Bau eines öffentlichen Abwasserkanals an diesen angeschlossen worden wäre, sondern weiterhin über eine abschlusslose Grube oder eine Kleinkläranlage hätte entwässert werden können, wenn nicht die Frischwasserversorgung oder der Schutz einer Talsperre die Notwendigkeit für den Bau eines öffentlichen Abwasserkanals ergeben hätte. Vor diesem Hintergrund ist § 55 LWG NRW in einen realisierbaren Anspruch für eine abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde umzuwandeln, damit insbesondere in den betroffenen Gemeinden (z.B. in der Eifel) die Abwassergebühren – wie in der Vergangenheit – nicht deshalb erheblich steigen, weil Kanalbau-Maßnahmen allein im Hinblick auf die Trinkwasserversorgung und im Hinblick auf den Schutz von Talsperren durchgeführt werden müssen. 
In Anbetracht dieser Problemlage ist zumindestens erforderlich, dass § 55 Abs. 2 LWG NRW dahin geändert wird, dass das Wort „besondere“ vor dem Wort „Maßnahme“ gestrichen wird. 

10. Zu § 61 a (Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen)

Es wird grundsätzlich begrüßt, dass die Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen (§ 45 Abs. 4 – 7 Landesbauordnung NRW) aus der Landesbauordnung in das Landeswassergesetz überführt wird. Eine zusätzliche Zuständigkeit der unteren Wasserbehörden wird abgelehnt, weil sie schlechthin nicht erforderlich ist und nicht dazu beiträgt eine klare Zuständigkeit für die abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinden zu begründen. 
Außerdem ist es erforderlich die Dichtheitsprüfung gesetzessystematisch richtig im Landeswassergesetz zu verorten, nämlich im Zusammenhang mit den Regelungen zur Abwasserüberlassungs- und Abwasserbeseitigungspflicht. Es ist deshalb erforderlich, die Dichtheitsprüfung künftig nicht in § 61 a LWG NRW, sondern in einem neuen Paragrafen § 53 d LWG NRW zu regeln. Hierdurch würde klargestellt, dass die Dichtheitsprüfung im engen Zusammenhang steht mit den abwasserrechtlichen Pflichten, wozu die Abwasserüberlassungspflicht der Grundstückseigentümer und die Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinden gehört. 

Die in § 61 a Abs. 1 Satz 4 LWG-Entwurf getroffene Regelung, wonach die Dichtheitsprüfungs-Bescheinigung von dem Eigentümer des Grundstücks, in dem die Leitungen verlaufen, aufzubewahren sind, ist nicht praxisgerecht. Verläuft etwa die private Abwasserleitung von dem Grundstück des A über das Grundstück des B in den öffentlichen Abwasserkanal, so kann nicht der Grundstückseigentümer B gesetzlich verpflichtet sein, eine Bescheinigung über die Dichtheitsprüfung aufzubewahren. Hier sollte formuliert werden, dass der Grundstückseigentümer die Bescheinigung, für die Leitungen, mit welchen er sein Abwasser der öffentlichen Abwasseranlage zuführt, aufzubewahren hat. Hierzu gehört auch die Weitergabe einer Fotokopie der Dichtheitsprüfungs-Bescheinigung an den Eigentümer des benachbarten Grundstücks, wenn die zu prüfende Abwasserleitung über dieses Grundstück verläuft.
Keine Zustimmung findet allerdings, dass die in § 45 Abs. 2 Landesbauordnung NRW getroffene Regelung nunmehr ersatzlos gestrichen werden soll. Es bedarf einer klaren landesgesetzlichen Regelung, dass Kleinkläranlagen und Abwassergruben wasserdicht sein müssen und ausreichend groß zu bemessen sind. Anderenfalls steht zu erwarten, dass entsprechende Regelungen in den Abwasserbeseitigungssatzungen der Gemeinden durch die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung für rechtswidrig erklärt werden, weil sie keine ausreichende landesgesetzliche Rechtsgrundlage haben. Wir verweisen insoweit ausdrücklich auf die Rechtsprechung des OVG NRW zur fehlenden gesetzlichen Regelung einer Abwasserüberlassungspflicht in NRW (Urteil vom 28.1.2003 – Az.: 15 A 4751/01, NWVBl. 2003, S. 380ff.) und zur Anordnung von Inspektionsöffnungen (Urteil vom 9.5.2006 – Az.: u.a. 15 A 4247/03 und 15 A 4254/03).

Vor diesem Hintergrund schlagen wir vor, auch den §§ 45 Abs.  2  LBauO NRW in einen § 53 d  Abs. 1 LWG NRW (§ 61 a Abs. 1 des Entwurfes) zu übernehmen.

Abgelehnt wird auch, dass die bislang in § 45 LBauO NRW geregelte Frist zur Durchführung von Dichtheitsprüfungen für bestimmte private Abwasserleitungen in Wasserschutzgebieten (31.12.2005) landesgesetzlich aufgehoben wird und zugleich die Gemeinde wieder in § 61 a Abs. 5 Satz 2 LWG NRW zwingend verpflichtet wird („Muss-Vorschrift“) die Frist zu verkürzen. Unabhängig davon, dass der Sinn dieser Neuregelung nicht nachvollziehbar ist, spricht entscheidend dagegen, dass mit dieser Neuregelung ein verheerendes Signal an den rechtstreuen Grundstückseigentümer gegeben wird, der in ordnungsgemäßer Befolgung des § 45 LBauO NRW und der gesetzlich vorgegebenen Fristen eine Dichtheitsprüfung durchgeführt hat, so wie er auch bei seinem privaten KfZ die TÜV-Hauptuntersuchung fristgerecht durchführt. Die Neuregelung wird dazu führen, dass ein Rechtsvakuum entsteht, weil zunächst die Gemeinden entsprechende Satzungen erlassen müssen. Es sollte daher das gesetzliche Fristenkonzept aus § 45 LBauO NRW 1:1 übernommen werden, um dem rechtstreuen Grundstückseigentümer als Bürger nicht vor den Kopf zu stoßen. Gegen die Regelung in § 161 Nr. 14 a LWG NRW bestehen hingegen keine Bedenken, weil sie der Gemeinde zusätzlich ein Instrument an die Hand gibt, Grundstückseigentümer zur Durchführung von Dichtheitsprüfungen anzuhalten.

Keine Zustimmung findet auch die in § 61 a Absatz 5 Satz 4 des Entwurfes geregelte Pflicht der Gemeinde, die Grundstückseigentümer über die Durchführung der Dichtheitsprüfung zu unterrichten und zu beraten. Diese Pflicht führt zu einem erheblichen Mehraufwand an Personal- und Verwaltungskosten und bedeutet einen neuen Standard, der im Zeitalter der Entbürokratisierung und des Standardabbaus nicht zeitgemäß ist. Außerdem sollte es der jeweiligen Gemeinde vorbehalten sein, ob überhaupt und in welcher Art und Weise sie Hinweise an den Grundstückseigentümer als erforderlich ansieht. Einer gesetzlich geregelten Pflicht bedarf es insoweit nicht.

Schließlich greift die in § 61 a Abs. 6 des Entwurfes geregelte Möglichkeit, die Sachkunde für Unternehmen festzulegen, die Dichtheitsprüfungen an privaten Abwasserleitungen durchführen, zu kurz.  Die in der Praxis bekannt gewordenen betrügerischen Machenschaften einiger Privatunternehmen lassen es erforderlich erscheinen, dass die Gemeinde die Möglichkeit haben muss, zumindest eine Liste von Unternehmen zu führen, die die Gewähr dafür bieten, dass eine Dichtheitsprüfung ordnungsgemäß durchgeführt wird. Dabei steht es jedem Unternehmen offen, auf die Liste gesetzt zu werden, wenn sich die Gemeinde zu vor, Gewissheit darüber verschaffen konnte, dass bei einem Unternehmen eine ausreichende Fachkunde vorhanden ist. Im Übrigen hat das Pilotprojekt im Rheinisch-Bergischen Kreis gezeigt, dass durch ein Zusammenwirken der unteren Wasserbehörde, der Städte und Gemeinden, der Privatunternehmen und der Handwerkskammer eine sehr gute Resonanz bei den gewerblich in diesem Bereich tätigen Betrieben erreicht werden kann.  Diese wollen sich gerade auf in diesem Gebiet qualifizieren und gute Leistungen bei der Dichtheitsprüfung anbieten, damit kein Raum für „schwarze Schafe“ übrig bleibt.
11. Zu § 66 (Ausnahme von der Abgabepflicht)

Die Regelung in § 66 Abs. 10 wird begrüßt, weil mit dieser Regelung ermöglicht wird, dass Aufwendungen einer Gemeinde für Anlagen zur Behandlung von Niederschlagswasser auch dann nach § 10 Abs. 3 des Abwasserabgabengesetzes verrechnet werden können, wenn die Gemeinde selbst nicht für die Einleitung des Niederschlagswassers abgabepflichtig ist, sondern etwa die Nachbargemeinde. Hierdurch wird sichergestellt, dass eine Gemeinde, die mit einer Nachbargemeinde zusammenarbeitet und sich an abwassertechnischen Investitionen beteiligt hat, auch einer Verrechnung der Abwasserabgabe durchführen kann.

12. Zu § 69 Abs. 8 (Ermitteln aufgrund des wasserrechtlichen Bescheides)

Die Neuregelung in § 69 Abs. 8 wird abgelehnt, weil sie den unterschiedlichen Fremdwassersituationen in den einzelnen Städten und Gemeinden nicht Rechnung trägt (z. B. Quellen-Gebiete, Hang- und Tallagen). Hinzu kommt, dass in einzelnen Städten und Gemeinden das Fremdwasserproblem nicht mit vertretbarem finanziellem Aufwand gelöst werden kann. Diesen Städten und Gemeinden den Abgabesatz nicht zu ermäßigen, wäre nicht sachgerecht. 
Das OVG NRW hat außerdem mit Urteil vom 09.11.2005 (Az. 9 A 2917/02) die in NRW durch das ehemalige Landesumweltamt über Jahre praktizierte Methode zur Feststellung eines überhöhten Verdünnungsanteils (durch Fremdwasser) und Abwasser verworfen. Angesichts der unterschiedlichen Ursachen für das Eindringen von Fremdwasser in das öffentliche Kanalnetz sind die technischen Möglichkeiten zur Vermeidung des Fremdwassers nach dem OVG NRW naturgemäß von den Umständen des Einzelfalles abhängig. Daher muss nach dem OVG NRW im Rahmen einer Versagung der Abgabesatzermäßigung auch ein Kausalitätsnachweis dahin gefordert werden, dass die Einhaltung der ordnungsrechtlichen Werte durch eine regelwidrige Verdünnung erreicht worden ist. 

Die nunmehr in § 69 Abs. 8 vorgesehene landesgesetzliche Ausführungsregelung zu § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Abwasserabgabengesetz des Bundes legt ein methodisches Vorgehen verbindlich fest. Danach soll eine Vergleichsberechnung erforderlich sein. Zu vergleichen sind die im Rahmen der amtlichen Überwachung gemessenen Konzentrationswerte für die einzelnen Schadstoffparameter mit einem auf der Grundlage des Verdünnungsanteils und der Ablaufkonzentration zu schätzenden höheren Anforderungswertes, der ohne eine Vermischung mit Fremdwasser zu erwarten wäre. Darüber hinaus soll der Abgabepflichtige zur Erklärung des Fremdwasseranteils sowie zur Vorlage der erforderlichen Daten verpflichtet werden. 
Eine solche Regelung kann keine Zustimmung finden, weil das OVG NRW deutlich gemacht hat, dass für die Versagung der Abgabesatzermäßigung ein Kausalitätsnachweis zu führen ist. Diesen Nachweis muss die Behörde führen, die die Abwasserabgabe erhebt, weil sie die Ermäßigung versagen möchte. § 69 Abs 8 des Entwurfes muss deshalb ersatzlos entfallen.
13. Zu § 87 (Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung)

Die Landesregierung verkennt, dass im Zusammenhang mit der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie eine Änderung der §§ 87, 88, 89, 92 sowie 103, 107 und 108 LWG NRW dringend erforderlich ist. Die in diesen gesetzlichen Vorschriften enthaltenen Refinanzierungsinstrumente werden in der Praxis nicht zur Anwendung gebracht, weil sie nicht verwaltungspraktikabel sind und in der Vergangenheit einer verwaltungsgerichtlichen Überprüfung durchgängig nicht stand gehalten haben. Außerdem gibt es erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen der Gewässerunterhaltung und dem Gewässerausbau, wodurch es ebenfalls erschwert wird, den richtigen verwaltungsgerichtsfesten Weg der Refinanzierung zu finden. Mit diesem Problem werden die Städte und Gemeinden allein gelassen, wenn nicht die Gelegenheit genutzt wird, die besagten Vorschriften des Landeswassergesetzes vollzugstauglich zu ändern.

In diesem Zusammenhang weisen wir insbesondere darauf hin, dass die in § 92 Abs. 1 LWG NRW getroffene Regelung (Umlage des Unterhaltungsaufwandes) nicht vollzugstauglich ist und auch die letzte Änderung (GV NRW 2005, S. 463ff.) die Rechtssicherheit nicht verbessert hat. Zudem fehlt nach wie vor die Klarstellung des Landesgesetzgebers, dass auch die Verwaltungskosten zur Erhebung der Umlagegebühr zu den ansatzfähigen Kosten gehören. Entweder muss deshalb der Landesgesetzgeber eine praxistaugliche Regelung finden oder die zusätzliche Möglichkeit gesetzlich eröffnen, dass die Kosten der Gewässerunterhaltung auch über die Abwassergebühren abgerechnet werden können. Diese Verfahrensweise wäre insoweit vergleichbar mit der Möglichkeit, auch die Abwasserabgabe nach dem Abgabenwassergesetz des Bundes über eine gesonderte Gebühr (vgl. § 65 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW) oder im Zusammenhang mit der Abwassergebühr abzurechnen (vgl. § 65  Abs. 1 Satz 2 LWG NRW). Mit einer solchen Regelung würde auch Bürokratie abgebaut und ein wesentlicher Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung geleistet. Die Erfahrungspraxis hat gezeigt, dass der Erlass einer gesonderten Umlagesatzung nach § 92 LWG NRW einen erheblichen Verwaltungsaufwand hervorruft, der regelmäßig zum Kostenaufwand nicht in einem angemessenen Verhältnis. 
14. Zu § 92 (Umlage des Unterhaltungsaufwandes)

Es wird auf die Stellungnahme zu § 87 LWG NRW verwiesen.

15. Zu den § 112 ff (Überschwemmungsgebiete pp.)
Die vorgesehenen Änderungen in § 112, 113, 113 a, 114, 114 a, 114 b bis 114 d dienen der Umsetzung des Hochwasserschutzgesetzes des Bundes. 

In § 112 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW-Entwurf ist vorgesehen, dass bei der Festsetzung ein Hochwasserereignis zu Grund zu legen ist, mit dem statistisch einmal in hundert Jahren zu rechnen ist (sog. HQ 100). Hierin ist eine 1:1 Umsetzung des Hochwasserschutzgesetzes des Bundes als Artikelgesetz zu sehen. Gleichwohl bedarf der Prüfung, ob darüber hinaus die in § 112 Abs. 1 Satz  4 LWG NRW-Entwurf getroffene Regelung erforderlich ist, wonach die zuständige Behörde von § 113 LWG NRW abweichende oder weitergehende Regelungen treffen kann, soweit dieses für die in § 31 b Abs. 2 Satz 6 WHG geregelten Ziele erforderlich ist. Es besteht hiernach die Möglichkeit, eine Hochzonung von Standards vorzunehmen, was wiederum mehr als eine 1:1 Umsetzung des Hochwasserschutzgesetzes des Bundes ist. 

Die Regelung in § 113 Abs. 5 Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 4 LWG NRW-Entwurf ist unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten im Hinblick auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu unbestimmt. Im Übrigen ist die Frist zur Anpassung von Anlagen zur Abwasserbeseitigung und zur Wasserversorgung (31.12.2016) als zu kurz bemessen anzusehen. Wir schlagen vor, auch hier die Frist - wie bei den Ölheizungsanlagen - einheitlich auf den 31.12.2021 festzulegen. 

In § 114 a (überschwemmungsgefährdete Gebiete) wird nunmehr zwar ein Verfahren vorgesehen, mit welchem bekannt gegeben wird, welche Gebiete als überschwemmungsgefährdete Gebiete ausgewiesen werden sollen. Es ist aber nicht klar geregelt, in welcher Art und Weise Einwendungen erhoben werden können und wie diese abgeprüft werden. Es wird ebenso wie bei der Festlegung von Wasserschutzgebieten als erforderlich angesehen, landesgesetzlich ein klares rechtsförmliches Verfahren zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten und überschwemmungsgefährdeten Gebieten vorzusehen, in denen die Betroffenen Einwendungen erheben können und in einem Erörterungstermin die Grundlagen der beabsichtigten Festsetzungen dargestellt werden. Diese Notwendigkeit ergibt sich auch daraus, weil die Festsetzungen weitreichende Auswirkungen unter anderem auf die kommunale Bauleitplanung haben können, so dass insbesondere die flächenmäßige Ausdehnung von Überschwemmungsgebieten oder überschwemmungsgefährdeten Gebieten einer Erörterung im Einzelfall bedürfen.  
II. Zu Artikel 2 Änderung der Landesbauordnung

Es findet keine Zustimmung, dass die bislang in § 45 Abs. 2 Landesbauordnung NRW getroffene Regelung ersatzlos wegfallen soll. Vor diesem Hintergrund schlagen wir vor, auch den § 45 Abs. 2 Landesbauordnung NRW ebenfalls textlich 1:1 in den neuen § 61 a Abs. 1 LWG NRW zu überführen.

III. Zu Artikel 3 (Änderung des Landesabfallgesetzes - LAbfG NRW)

1. Zu §§ 4 und 16 bis 19 
Es ist unerlässlich, dass die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger in die Erstellung des Abfallwirtschaftsplanes eingebunden werden, zumal dieses auch heute in § 17 Abs. 1 LAbfG NRW geregelt ist und auch in § 29 Abs. 7 KrW-/AbfG bundesgesetzlich vorgesehen ist. Deshalb schlagen wir vor § 17 Abs. 1 LAbfG NRW wie folgt textlich abzufassen:

„ Der Abfallwirtschaftsplan wird von der obersten Landesbehörde im Benehmen mit den fachlich betroffenen Ausschüssen des Landtages und im Einvernehmen mit den beteiligten Landesministerien aufgestellt und bekannt gegeben. Die Beteiligung der kreisfreien Städte, Kreise und kreisangehörigen Gemeinden, der Abfallwirtschaftsverbände nach § 6 und nach § 17 KrW-/AbfG sowie der Öffentlichkeit richtet sich nach §§ 29 Abs. 7 und 29 a KrW-/AbfG. Andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, deren Belange von dem Plan berührt werden, sind vor der Aufstellung des Abfallwirtschaftsplanes anzuhören; dabei ist ein Ausgleich der Interessen anzustreben.“

2. Zu § 4 a 
Es bestehen keine Bedenken gegen die Aufhebung des § 4 a Landesabfallgesetz NRW, weil zwischenzeitlich die offenen Rechtsfragen zur Abfallüberlassungspflicht nach § 13 Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetz durch die Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes aus dem Jahr 2005 (Urteile vom 17.2.2005 (Az.: 7 C 25.03 und 7 CN 6.04, Urteil vom 1.12.2005 – Az.: 10 C 4/04) geklärt worden sind.

3. Zu § 25
Wir gehen davon aus, dass die vorgenommenen Anpassungen allein dazu dienen, das Bundesrecht (Ablagerungs-Verordnung, Deponie-Verordnung, Deponieverwertungs-Verordnung) umzusetzen und die Deponie-Selbstüberwachungs-Verordnung NRW entsprechend angepasst wird. 
Wir bitten die Anregungen und Bedenken zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen
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